
ANLAGE 1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abwägung 
 
 

der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach 
§ 3 Abs. 2  Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den 

Behörden und Trägern öffentlicher Belange nach 
§§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten 
Anregungen, die nach §§ 1 Abs. 5,6 und 7 BauGB sowie 1a 

BauGB geprüft wurden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Darm-
stadt, Kampfmittelräumdienst 

vom: 04.10.2010 

 
Behandlung: 
 
Ein Hinweis auf die Lage des Plangebietes innerhalb eines Bombenabwurfgebietes 
sowie auf die Anforderungen des Kampfmittelräumdienstes ist im Bebauungsplan be-
reits enthalten. 
 
Die weiteren detaillierten Angaben in der Stellungnahme zum allgemeinen Umgang mit 
Kampfmitteln, den Baugrunduntersuchungen usw. werden nicht in den Bebauungsplan 
aufgenommen, da sie diesen unnötigen überfrachten würden. Der enthaltene Hinweis 
ist ausreichend, um Bauwillige auf die Problematik aufmerksam zu machen.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen vom: 12.10.2010 

 
Behandlung: 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen vom: 12.10.2010 

 
Behandlung: 
 
Altlasten, Grundwasserschadensfälle, Bodenschutz 
 
Die Begründung wird unter Punkt 3.1.8 mit dem Hinweis ergänzt, dass die im Vorfeld 
künftiger Baumaßnahmen und deren Überwachung für den Altlastenstandort Bahnhof-
straße 22 zu erstellende historische Nutzungsrecherche der Fachbehörde vorzulegen 
ist.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Landkreis Gießen, Untere 
Wasserbehörde 

vom: 13.10.2010 

 
Behandlung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundwasserschutz: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind entweder in der Begründung 
zum Bebauungsplanentwurf enthalten oder betreffen nicht den Regelungsbedarf in 
einem Bebauungsplan und sind ggf. bei der nachfolgenden Erschließungsplanung oder 
im Baugenehmigungsverfahren zu beachten. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Stadtwerke Gießen vom: 12.10.2010 

 
Behandlung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wasser 
 
Eine Beschreibung der aktuellen Versorgungssituation ist in der Begründung zum Be-
bauungsplan bereits enthalten. Ergänzt wird der Hinweis, dass die Löschwasser-
Grundversorgung aus dem öffentlichen Trinkwassernetz zur Verfügung gestellt werden 
kann. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Stadtwerke Gießen vom: 12.10.2010 

 
Behandlung: 
 
Fernwärme 
 
Die aktuelle Versorgungssituation ist in der Begründung zum Bebauungsplan bereits 
enthalten. Der Hinweis auf eine frühzeitige Information zu der geplanten Umsetzung 
wird zur Kenntnis genommen, betrifft aber nicht den Regelungsbedarf des Bebauungs-
planes.  
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Von:    Mathes, Frank   
Gesendet:       Freitag, 8. Oktober 2010 15:54  
An:     Kron, Gabriele  
Betreff:        B-Plan  

 

Hallo Frau Kron,  

anbei nochmals unsere Stellungnahme zu dem B-Plan  
GI 01/31 Johannette Lein Gasse wie vom Juni 2010  

<<Johannette Lein Gasse,2010-06-23-MA.doc>>  

 

Mit freundlichen Grüßen  

i. A. Frank Ullrich Mathes   
Universitätsstadt Gießen  
Der Magistrat  
Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz  
Steinstraße 1  
35390 Gießen  
Telefon: 0641 306-3740  
Telefax: 0641 306-3709  
mailto:frank.mathes@giessen.de  

 

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Magistrat der Stadt Gießen, 
Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz 

vom: 08.10.2010  

 
Behandlung: 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Magistrat der Stadt Gießen, 
Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz 

vom: 08.10.2010  

 
Behandlung: 
 
 
 
 
 
 
 
zu Nr. 1. 
 
Die Aussagen zur Löschwasserversorgung sind bereits in der Begründung zum Bebau-
ungsplan enthalten. Aufgrund fehlender Rechtgrundlage ist eine Festsetzung im Be-
bauungsplan nicht möglich. Laut Auskunft der Stadtwerke Gießen kann die Löschwas-
sergrundversorgung aus dem öffentlichen Trinkwassernetz zur Verfügung gestellt wer-
den. 
 
 
 
zu Nr. 2.-5. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die im Bebauungsplan festgesetzten 
Straßenverkehrsflächen sind in ihrer Flächengröße ausreichend. Die Festsetzung zur 
Anpflanzung von Bäumen auf der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß-
gängerbereich“ bestimmt nicht den genauen Standort der Bäume. Die genaueren Be-
stimmungen betreffen die dem Bebauungsplan nachfolgenden Planungen, z. B. die 
Planungen zur Platzgestaltung, sowie bei privaten Bauvorhaben die Baugenehmi-
gungsebene und sind dort entsprechend zu berücksichtigen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Magistrat der Stadt Gießen, 
Amt für Umwelt und Natur 

vom: 08.10.2010 

 
Behandlung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1. 
 
Es handelt sich nicht um eine textliche Festsetzung, sondern lediglich um einen Hin-
weis. Nach Inkrafttreten des neuen Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) zum 01.03.2010 
ergeben sich die Pflichten im Umgang mit Niederschlagswasser nunmehr allein aus § 
55 Abs. 2 WHG, weil dieses insoweit eine Vollregelung enthält. Eine Pflicht zur Verwer-
tung des Niederschlagswassers ist dort nicht enthalten. Deshalb wird der Anregung 
nicht gefolgt und an dem Wortlaut festgehalten. 
 
Die städtische Abwassersatzung ist unabhängig vom Bebauungsplan einzuhalten.  
 
Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Magistrat der Stadt Gießen, 
Amt für Umwelt und Natur 

vom: 08.10.2010 

 
Behandlung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2. 
 
Die Begründung wird entsprechend überarbeitet. Diese Anpassung ist redaktioneller Art 
und dient der Erläuterung. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Magistrat der Stadt Gießen, 
Bauordnungsamt 

vom: 12.10.1010 

 
Behandlung: 
 
zu 1. 
 
Der Anregung wird gefolgt. Zur Klarstellung wird die Textfestsetzung Nr. A.4 entspre-
chend redaktionell geändert und die Begründung passend überarbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2. 
 
Die Schreibweise wird übernommen. 
 
 
zu 3. 
 
Die Textfestsetzung Nr. B.1.1 wird entsprechend klargestellt und redaktionell geändert. 
Es wird allerdings lediglich der zweite Teil des Textvorschlages übernommen, da der 
erste Satz die Festsetzung inhaltlich so verändern würde, dass die Dächer eine Nei-
gung von exakt 5° (alte Teilung) aufweisen müssten.  Dies ist jedoch nicht beabsichtigt, 
es soll nur die höchstens zulässige Dachneigung festgesetzt werden.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Magistrat der Stadt Gießen, 
Bauordnungsamt 

vom: 12.10.1010 

 
Behandlung: 
 
zu 4.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, betrifft aber nur zukünftige Bebauungsplan-
verfahren. Der vorliegende Bebauungsplan wurde auf den aktuell gültigen gesetzlichen 
Grundlagen erarbeitet. Anstehende Gesetzesnovellen können bis zu deren Rechtskraft 
nicht berücksichtigt werden. Es ist zu erwarten, dass in der Hessischen Bauordnung 
Überleitungsvorschriften integriert werden, die den Fortbestand derartige Satzungen, 
die vor dem 01.01.2011 Rechtskraft erlangen, sichern. Die Auslastung des bestehen-
den Fernwärmenetzes ist ein ökologisch und wirtschaftlich sinnvolles Ziel, dass durch 
die Aufnahme einer Satzungsregelung in den Bebauungsplan weiter verfolgt werden 
soll. Die Satzungsregelung entspricht diesen Zielen, verbleibt daher im Bebauungsplan, 
wird jedoch hinsichtlich der Formulierung an den neuesten Sachstand angepasst. Eine 
inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: RA Aulke & Kollegen  vom: 28.09.2010 

 
Behandlung: 
 
Die Errichtung einer „gemeinsamen“ Tiefgarage widerspricht nicht den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes. Der Bebauungsplan ist eine Angebotsplanung und setzt ledig-
lich die Art und das Maß der baulichen Nutzung fest, ohne dass er im Detail die Ausfüh-
rung der Bauvorhaben vorgibt. Innerhalb der Festsetzungen ist ein gewisser Spielraum 
gegeben, der in diesem Fall die Errichtung zweier einzelner oder einer „gemeinsamen“ 
Tiefgarage ermöglicht.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: RA Aulke & Kollegen vom: 28.09.2010 

 
Behandlung: 
 
Die Erschließung der vorhandenen Parkplätze sowie künftiger Tiefgaragen ist innerhalb 
der im Bebauungsplan festgesetzten Verkehrsflächen realisierbar. Erst im Baugeneh-
migungsverfahren wird Die konkrete Erschließung und Flächenzuordnung wird erst in 
der weiteren Straßen- bzw. Platzplanung bestimmt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Bebauungsplan können keine Grundstücksgrenzen festgesetzt werden. Die Umle-
gung ist nicht Inhalt des Bebauungsplanverfahrens und wird parallel vom Vermes-
sungsamt der Stadt Gießen durchgeführt.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 

hier: Bebauungsplan Nr. GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“  
 

Abwägung  der von den Bürgern im Rahmen der Entwurfsoffenlegung nach § 3 Abs. 2  
Baugesetzbuch (BauGB) sowie die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 
nach §§ 13a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 2 Nr.3 BauGB vorgebrachten Anregungen.  

Stellungnahme von: Herr H. vom: 18.10.2010 

 
Behandlung: 
 
In der bezeichneten Passage der Begründung wird der Abschlussbericht zu den vorbe-
reitenden Untersuchungen „Schanzenstraße/Mühlstraße“ (Nassauische Heimstätte, 
Juni 2005) zusammengefasst wiedergegeben. Die Zusammenfassung soll zunächst in 
der Form stehen bleiben, da sonst die Quellenlage verfälscht wird. Allerdings entspre-
chen die Aussagen nach der Renovierung einzelner Häuser nicht mehr den aktuellen 
Gegebenheiten. Da dies nicht nur das Gebäude des Stellungnehmenden, sondern auch 
andere betreffen kann, wird in der Begründung folgender allgemeiner Hinweis aufge-
nommen, dass die Aussagen des Abschlussberichtes teilweise, z. B. nach erfolgreicher 
Sanierung, nicht mehr den aktuellen Gegebenheiten im Plangebiet entsprechen. 
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